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Gesundheitspolitik in der Kompromissfalle: 
Kein Problem gelöst, aber neue geschaffen

Gesundheitsökonomen nehmen Stellung zu den „Eckpunkten zu einer Gesundheitsreform“ 
der Koalitionsparteien vom 4. Juli 2006.

DOI: 10.1007/s10273-006-0550-8

Die Reform der Gesundheitsversorgung und ihrer 
Finanzierung gilt als eine der wichtigsten Aufga-

ben der großen Koalition. Im Koalitionsvertrag vom 11. 
November 2005 („Gemeinsam für Deutschland – mehr 
Mut und Menschlichkeit“) hatten CDU, CSU und SPD 
unter anderem angekündigt,

• zur „Sicherung einer nachhaltigen und gerechten Fi-
nanzierung“ im Laufe des Jahres 2006 ein Konzept 
zu entwickeln, „das dauerhaft die Grundlage für ein 
leistungsfähiges, solidarisches und demografi efe-
stes Gesundheitswesen sichert“;

• zur „wettbewerblichen und freiheitlichen Ausrichtung 
des Gesundheitswesens“ den mit dem GKV-Mo-
dernisierungsgesetz (GMG) eingeschlagenen Weg 
„struktureller Änderungen in der Gesundheitsver-
sorgung über wettbewerbliche Anreize“ konsequent 
weiterzugehen – u.a. durch „die Intensivierung des 
Wettbewerbs um Qualität und Wirtschaftlichkeit“; 
und

• außerdem „zur Förderung der Beschäftigung die 
Lohnzusatzkosten dauerhaft unter 40 Prozent“ zu 
senken. 

Anfang Juli haben die Parteien der großen Koalition 
ihre „Eckpunkte zu einer Gesundheitsreform 2006“ 
vorgelegt. Darin ist jedoch von den Ankündigungen 
aus dem Koalitionsvertrag so gut wie nichts übrig ge-
blieben – im Gegenteil: Beitragssätze und Arbeitsko-
sten werden sogar schon kurzfristig weiter steigen –, 
und von einer „nachhaltigen“ Stabilisierung der Finan-
zierungsgrundlagen kann erst recht keine Rede sein. 
Zudem werden die Spielräume für einen qualitäts- und 
effi zienzsteigernden Wettbewerb auf dem Kranken-
versicherungs- und Leistungsmarkt eher kleiner statt 
größer. 

Zu einigen wesentlichen Inhalten der Eckpunkte im 
Einzelnen:

• In der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) sol-
len künftig mindestens 95% der Gesundheitsausga-
ben über einen „Gesundheitsfonds“ fi nanziert wer-
den, der sich im Wesentlichen durch einheitliche Bei-
träge von GKV-Mitgliedern und Arbeitgebern speist, 
die gesetzlich fi xiert werden sollen. Damit ändert 

sich an den derzeitigen Finanzierungsgrundlagen 
praktisch nichts; es wird lediglich eine neue zen-
trale Beitragseinzugsbürokratie geschaffen, die den 
bisherigen Risikostrukturausgleich neu organisiert. 
Über eine Weiterentwicklung des RSA fi ndet sich in 
dem Eckpunktepapier keine Aussage.

• Insbesondere bleibt die Wachstumsschwäche der 
beitragspfl ichtigen Einnahmen – zentraler Grund für 
ständige Beitragssatzsteigerungen in der Vergan-
genheit – unverändert bestehen. Gegen künftige 
Beitragserhöhungen aufgrund des medizinisch-
technischen Fortschritts und der demographischen 
Entwicklung werden keinerlei Vorkehrungen getrof-
fen. Staatlich verfügte Erhöhungen der Mitglieder- 
und Arbeitgeberbeiträge sind also vorprogrammiert.

• Zum Gesundheitsfonds soll es zusätzlich einen Zu-
schuss aus dem Bundeshaushalt in Höhe von 1,5 
Mrd. Euro (2008) bzw. 3,0 Mrd. Euro (2009) geben, 
der „in den Folgejahren weiter ansteigen (soll)“. 
Wenn es in den Eckpunkten heißt, dass die GKV „mit 
diesem „Einstieg in eine teilweise Finanzierung von 
gesamtwirtschaftlichen Aufgaben (...) auf eine lang-
fristig stabilere, gerechtere und beschäftigungsför-
dernde Basis gestellt (wird)“, kann dies nur als illusio-
näres Wunschdenken bezeichnet werden. Richtiger-
weise hatte der Gesetzgeber im GMG zur Entlastung 
der GKV für dieses Jahr einen Bundeszuschuss von 
4,2 Mrd. Euro im Zusammenhang mit Leistungen bei 
Mutterschaft und Schwangerschaft beschlossen, 
der jedoch im nächsten Jahr schon wieder zurück-
geführt werden soll – der entscheidende Grund da-
für, dass spürbare Beitragssatzsteigerungen unver-
meidlich werden. Das ist Gesundheitspolitik nach 
Haushaltslage und begründet erhebliche Zweifel an 
der Verlässlichkeit pauschaler Steuerzuschüsse zur 
GKV-Finanzierung.

• Falls die Fondsmittel nicht ausreichen, die Ausga-
ben zu decken, sollen die Krankenkassen einen 
prozentualen oder pauschalen Zusatzbeitrag von 
ihren Mitgliedern erheben, der 1% des Haushalts-
einkommens nicht übersteigen darf. Dies wird zu 
erheblichem zusätzlichen Bürokratieaufwand führen, 
falls dafür ein zweites Inkassosystem benötigt wird. 
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Außerdem wird der Kassenwettbewerb verzerrt, 
wenn die Ausgestaltung des Zusatzbeitrags in das 
Ermessen der Kassen gestellt wird und kein Risiko-
ausgleich stattfi ndet. Damit wird jedoch verhindert, 
dass sich die Kassen im Wettbewerb vorrangig um 
die Verbesserung von Qualität und Wirtschaftlichkeit 
der Versorgung bemühen.

• Zu der mit dem Gesundheitsfonds drohenden Ent-
wicklung der GKV zu einer staatlichen Einheitsversi-
cherung passt es, dass es abermals unterlassen wird, 
die Vertragsbeziehungen zwischen Krankenkassen 
und Leis tungserbringern in allen Versorgungssekto-
ren konsequent wettbewerblich zu öffnen und durch-
gängig tragfähige Optionen für Selektivverträge zu 
schaffen. Auch hier droht ein Rückschritt, weil Kol-
lektivverträge künftig „mit verbindlicher Wirkung für 
alle Krankenkassen“ von einem gemeinsamen GKV-
Spitzenverband geschlossen werden sollen – einer 
weiteren neuen Institution, die offensichtlich die 
staatliche Regulierung des Gesundheitssystems er-
leichtern soll.

• Für die vertragsärztliche Versorgung ist ein einheit-
liches Vergütungssystem mit einem „Bundes-Preis-
niveau“ vorgesehen, bei dem lediglich auf Landes-
ebene „in jährlich stattfi ndenden kassenartenüber-
greifenden Verhandlungen Zu- oder Abschläge von 
diesem Preisniveau“ vereinbart werden können. Mit 
wettbewerblicher Orientierung der Gesundheitsver-
sorgung hat dies erkennbar nichts zu tun. Weil sich 
die Preisfestsetzung an der Fixkostendeckung einer 
Standardpraxis orientieren soll, werden zudem kei-
nerlei Anreize gesetzt, betriebswirtschaftlich effi zi-
ente Versorgungsformen zu entwickeln und umzu-
setzen.

• Die Segmentierung des Krankenversicherungsmark-
tes in gesetzliche und private Krankenversicherung 
mit ihren problematischen Selektionswirkungen an 
der Schnittstelle zwischen GKV und PKV bleibt im 
Grundsatz bestehen. Kein einziges der von Gesund-
heitsökonomen vorgelegten Reformkonzepte – wie 
immer es konkret ausgestaltet sein mag – hält einen 
segmentierten Krankenversicherungsmarkt für ein 
ökonomisch sinnvolles Modell.

Diese Beispiele machen deutlich, dass die vorgeleg-
ten Eckpunkte der Koalitionsparteien in keiner Weise 
geeignet sind, zukunftsweisende Antworten auf die 
Herausforderungen zu geben, denen das System der 
Gesundheitsversorgung und ihrer Finanzierung bereits 
auf kurze, erst recht aber auf längere Sicht begegnen 
muss. 

Im Unterschied zur Wissenschaft muss Politik Kom-
promisse schließen. Wenn dabei jedoch die zentralen 
Reformziele in den Hintergrund treten, sind Kompro-
misse nichts wert; denn es geht nicht um den Nach-
weis politischer Kompromissfähigkeit, sondern um 
die Lösung von drängenden Problemen im Interesse 
eines funktionsfähigen Gesundheitssystems. Der jetzt 
vereinbarte Weg führt erkennbar weder zu mehr Wett-
bewerb um Qualität und Effi zienz der Gesundheitsver-
sorgung, noch zu mehr Stabilität, Nachhaltigkeit und 
Verteilungsgerechtigkeit bei der Finanzierung, sondern 
geradewegs zu einem staatlich kontrollierten System 
mit mehr Bürokratie und Bevormundung bei unverän-
dert steigenden Finanzierungslas ten für Arbeitgeber 
und Versicherte. 

Diese „Reform“ kann keine Probleme lösen, son-
dern wird sie noch weiter verschärfen: Sie darf auf kei-
nen Fall so beschlossen werden!


